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Der II. Parteitag der SED, über den die Tagespresse bereits 
ausführlich berichtete, war nicht ein Parteitag im üblichen Sinne, 
sondern er war ein Parteitag des deutschen Volkes im wahrsten 
Sinne des Wortes, denn er beriet und klärte die Lebensfragen 
des Volkes. Im Mittelpunkt der gründlichen Diskussion, die dem 
Parteitag in allen Grundeinheiten vorausging und die eine Zu­
sammenfassung und einen Höhepunkt auf dem Parteitag selbst 
fand, standen die Fragen der Existenz des deutschen Volkes, die 
Erringung eines besseren, freien Lebens in einem einheitlichen 
demokratischen Deutschland, Der Parteitag hat eindeutig und 
klar den Weg aufgezeigt, wie dieses Ziel zu erreichen ist. Nun 
gilt es, ihn zu beschreiten, zu handeln. Das ist Aufgabe, der ganzen 
Partei und der Werktätigen. Je besser jede Grundeinheit, jeder 
einzelne Genosse, jede Genossin die Beschlüsse des Parteitages 
kennt, um so zielbewußter werden sie verwirklicht werden und 
um so erfolgreicher wird die Arbeit unserer Partei sein.
Darum, Genossen und Genossinnen, frisch ans WerkI

Gründliche Durcharbeitung der Beschlüsse in jeder Partei­
einheit schafft die Basis der künftigen Arbeit, Wir wollen die 
Genossen in diesem Bemühen nach besten Kräften unterstützen, 
indem wir in den nächsten Nummern unserer Zeitschrift die 
Hauptfragen und Aufgaben, die der Parteitag stellt, gründlich 
erörtern und durch praktische Hinweise und Erfahrungsaustausch 
Anregungen für die Arbeit vermitteln. Wir beginnen mit einer 
zusammenfassenden Darstellung der konkreten Aufgaben, wie 
sie Genosse Ulbricht in seinem Referate auf zeigte.

Die Redaktion
In seinem richtunggebenden Referat über den demokratischen 

Neuaufbau in Wirtschaft und Verwaltung umriÖ Genosse Walter 
Ulbricht, stellvertretender Vorsitzender der SED, die neuen Auf­
gaben der Parteiorganisation der SED und aller demokratischen 
Kräfte. Genosse Ulbricht hob hervor, daß die Grundlagen der 
demokratischen Ordnung ln der Ostzone zum großen Teil ge­
schaffen sind und daß es jetzt daraut ankommt, die Demokratie 
lebendig zu entwickeln, durch die Intensivierung der Landwirt­
schaft zu beweisen, daß die Bodenreform zur Erhöhung der land­
wirtschaftlichen Produktion führt und in der Industrie den Beweis 
zu erbringen, daß die volkseigenen Betriebe den privatkapitalisti­
schen Betrieben Westdeutschlands überlegen sind. Das neue Ver­
hältnis des schaffenden Volkes zur Wirtschaft und vor allem zu 
den volkseigenen Betrieben muß der ganzen Masse der Arbeiter, 
der Bauern und der Intelligenz zum Bewußtsein gebracht werden. 
Es gilt, das demokratische Selbstbewußtsein im ganzen Volke zu 
entwickeln und zu stärken.

.Genosse Ulbricht wies darauf hin, daß sich unter den schweren 
Bedingungen des Kampfes um die Liquidierung der Folgen der 
Hitlerherrschaft und des Neuaufbaus ein neuer Typus von Partei­
funktionären entwickelt. Es sind Funktionäre, die in den Fragen 
einer fortschrittlichen Landwirtschaftspolitik, in der Industrie­
reform, in der Demokratisierung der Staatsverwaltung Bescheid 
wissen und angestrengt arbeiten, um sich die wissenschaftliche 
Lehre des Marxismus-Leninismus zu eigen zu machen. Jetzt steht 
die große Aufgabe vor allen Parteileitungen, die Parteiorgani­
sation dadurch zu stärken, daß die Qualität der Arbeit der Partei­
leitungen eine noch bessere wird, daß eine systematischere Arbeit 
erreicht und den Grundorganisationen der Partei — vor allem 
den Betriebsgruppen in den volkseigenen Betrieben und SAG 
(Sowjet-Aktiengesellschaften)-Betrieben — noch mehr geholfen 
wird. Die großen Aufgaben können nur gelöst werden, wenn die 
Leitungen der Betriebsgruppen und Wohngebietsgruppen jedes 
Parteimitglied entsprechend seinen Fähigkeiten zur Arbeit heran­
ziehen und ihm Parteiaufgaben übertragen. Jedes Parteimitglied 
sollte ein aktiver Parteiarbeiter sein, und wenn es die kleinste 
Aufgabe ist, die er erfüllt. Nur so wird unsere Partei zu einer 
starken Kampfpartei, die alle Schwierigkeiten überwindet, nur so 
wird sie der starke Motor des demokratischen Neuaufbaus sein.

Im einzelnen begründete Genosse Ulbricht in seinem Referat 
die einzelnen Abschnitte der nächsten Aufgaben, die vor unserer 
Parteiorganisation stehen, folgendermaßen:

Die nächsten Aufgaben in der Landwirtschaft
Es muß alles getan werden, um die Intensivierung der Land­

wirtschaft, die Erweiterung des Hackfruchtanbaus und die Ver­
größerung des Viehbestandes zu erreichen. Dazu ist notwendig, 
vor allem die Bodenreform zu beenden und die Neubauernwirt­
schaften stärker zu fördern. Diese Aufgaben in der Landwirtschaft 
faßte Genosse Ulbricht wie folgt zusammen:

1. Zuendeführung der Bodenreform durch Aufteilung des 
Grundbesitzes, der zum Bodenfonds gehört, aber noch nicht an 
Neubauern vergeben wurde, und ordnungsgemäße Eintragung des 
Grundeigentums der Neubauern in die Grundbücher.

2. Beschleunigte Durchführung des Viehausgleichs, damit 
jeder Neubauer noch in diesem Jahr mindestens eine Kuh besitzt.

3. Den Neubauern ist beim Bau ihrer Gebäude größere Hilfe
zu leisten, so daß im laufenden Wirtschaftsjahr der Bau von 
mindestens 37 000 Neubauernhöfen zu Ende geführt wird. Die 
Kreisräte müssen mehr Mittel für diesen Zweck zur Verfügung 
stellen. '

4. Die Maschinen- und Geräteverleihstationen der Vereinigung 
der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB) müssen von der Industrie 
in höherem Maße mit Ersatzteilen versorgt werden. Die Industrie 
muß mehr landwirtschaftliche Geräte zur Verfügung stellen.

5. Die VdgB, die Organisation der werktätigen Bauern, sollte 
von allen demokratischen Kräften stärker unterstützt werden.

Die Enteignung der Großgrundbesitzer ist zum größten Teil 
durchgeführt. Jetzt besteht die Hauptsache darin, die Neubauern 
wirtschaftlich zu stärken und den Maschinen- und Geräteverleih­
stationen und anderen wirtschaftlichen Einrichtungen der .VdgB 
größere Hilfe zu leisten, damit die wirtschaftliche Grundlage für 
die neue demokratische Ordnung im Dorfe gestärkt wird.

Auf dem Gebiete der Ernährung ist die nächstwichtigste Auf­
gabe die Erfüllung des staatlich festgelegten Ablieferungssolls. 
Die Durchführung der Ablieferung muß für demokratischen Auf­
gabe nicht nur der Verwaltung, sondern auch der Kreistage und 
Gemeindevertretungen und aller Werktätigen werden. Die Ter­
mine der Ablieferung müssen von diesen Volksvertretungen im 
Rahmen der allgemeinen Bestimmungen beschlossen werden. 
Auch die Fälle einer nicht ordnungsgemäßen Ablieferung werden 
am besten in den Gemeindevertretungen und Kreistagen zur 
Sprache gebracht und Maßnahmen zur Sicherung des Kreis- bzw. 
Landesablieferungssolls getroffen.

Wie steht es nun mit den freien Mengen, die den Bauern zur 
Verfügung stehen? Diese freien Mengen sollen von den land­
wirtschaftlichen Genossenschaften auf freiwilliger Grundlage auf­
gekauft werden, sobald die Bauern vom Bürgermeister ihren 
Ablieferungsschein bekommen haben. Eine solche Regelung liegt 
auch im Interesse der Bauern, die dann die Schwarzhändler ab­
weisen werden.

Die zwangsweise Erfassung aller landwirtschaftlichen Erzeug­
nisse ist falsch, denn das würde die Wiederholung der alten 
Reichsnährstandspolitik bedeuten. Als Folge würde nicht mehr 
erfaßt, aber weniger produziert werden.

Wichtig ist aber, daß die Verteilung besser organisiert wird. 
Zu diesem Zwecke und zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten 
und Korruptionsfällen sollten überall, wo es noch nicht geschehen 
ist, Ernährungsausschüsse in den Ländern, Kreisen und Gemeinden 
geschaffen werden. Diese Ernährungsausschüsse sollen sich zu­
sammensetzen aus Vertretern der antifaschistisch-demokratischen 
Parteien, aus Vertretern des betreffenden Parlaments sowie aus 
Vertretern der Gewerkschaften, der Bauernhilfe und anderer 
Massenorganisationen. In einigen Fällen haben diese Ernährungs­
ausschüsse versucht, Verwaltungsfunktionen auszuüben. Das kann 
die Lage nur erschweren. Die Erfassung der planmäßig abzu­
liefernden landwirtschaftlichen Produkte muß durch die Organe 
von Handel und Versorgung geschehen. Die Ernährungsausschüsse 
sollen die gegenseitige freiwillige Hilfe fördern, damit eine ver­
lustlose Ernteeinbringung erreicht wird. Sie sollen die Kontrolle 
ausüben, wo die Pflichtablieferung nicht termingemäß erfolgte.
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